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VERWALTUNGSGERICHTSHOF
BADEN-WÜRTTEMBERG

Im Namen des Volkes
Urteil

In der Verwaltungsrechtssache

-Kläger-
-Berufungsbeklagter-

prozessbevollmächtigt:

gegen

das Land Baden-Württemberg,
vertreten durch das Regierungspräsidium Freiburg,
Rosastraße 17-19, 79098 Freiburg, Az:

-Beklagter-
-Berufungskläger-

wegen

Ausweisung und Abschiebungsandrohung 

hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg auf die mündliche
Verhandlung vom 21. Juli 2004 durch den Vorsitzenden Richter am
Verwaltungsgerichtshof Dr. Schaeffer und die Richter am Verwaltungsgerichtshof Jakober
und Dr. Vondung

für Recht erkannt:

Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des Verwaltungsgerichts Freiburg vom 16.
Januar 2004 - 1 K 560/02 - geändert.

Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen.

Die Revision wird zugelassen.





Halsmarkes sowie eine Speiseröhrenverletzung. Nach dem letzten Stich ließ der Kläger
das Messer im Hals seiner Frau stecken und verließ die Wohnung. Gegenüber
herbeigeeilten Nachbarinnen erklärte der Kläger: “Holet die Polizei, ich hab meine Frau tot
gemacht” und “Frau kaputt gemacht, Hure”. Durch die Tat erlitt die Ehefrau des Klägers
schwerste Stichverletzungen im Hals- und Abdominalbereich. Die weitgehende
Durchtrennung des Halsmarkes verursachte eine hohe Querschnittslähmung, welche nicht
nur zu einer Lähmung aller vier Extremitäten (Tetraplegie) führte, sondern auch die
Atemmuskulatur in Mitleidenschaft zog. Wäre das Helikopterrettungsteam, das die
Ehefrau des Klägers in eine Klinik nach Zürich brachte, einige Minuten später
eingetroffen, hätte sie wahrscheinlich nicht überlebt. Ihre Ernährung findet über eine
Sonde direkt durch die Bauchwand in den Magen und die Beatmung größtenteils mit Hilfe
eine Beatmungsgeräts über eine Trachealkanüle statt. 

Diese Feststellungen des Geschehens ergeben sich aus dem rechtskräftigen Urteil des
Landgerichts , mit dem die Maßregel der Unterbringung
des Klägers in einem psychiatrischen Krankenhaus angeordnet wurde. Die
Schwurgerichtskammer stellte fest, dass der Kläger im Zustand der Schuldunfähigkeit
einen versuchten Totschlag in Tateinheit mit einer schweren Körperverletzung begangen
hat. Der Kläger habe sich bei der Tatbegehung in einem Zustand befunden, in dem seine
Steuerungsfähigkeit aufgrund einer krankhaften seelischen Störung, nämlich einer
endogenen Psychose, aufgehoben gewesen sei. Dabei sei die endogene Psychose
entweder als schizophrene Erkrankung oder als schizoaffektive Psychose einzuordnen.
Die Psychose aus dem schizophrenen Formenkreis zeichne sich bei dem genetisch
vorbelasteten Kläger durch einen Eifersuchts- und Beeinträchtigungswahn aus. Ohne
medikamentöse Behandlung leide der Kläger unter akustischen Halluzinationen in Form
von kommentierenden und imperativen Stimmen. Ohne die gebotene stationäre
psychiatrische Behandlung sei bei einem Wiederaufleben der Psychose mit einer weiteren
aggressiven Entgleisung des Klägers und daher mit erheblichen rechtswidrigen Taten zu
rechnen. Er sei damit als für die Allgemeinheit gefährlich im Sinne des § 63 StGB
anzusehen. Günstig für den Kläger sei zwar zu werten, dass er sich unter der jeweils
verordneten neuroleptischen Medikation schnell von seinen Wahnideen und
Halluzinationen habe distanzieren können und die bei ihm diagnostizierte endogene
Psychose zumindest eine gewisse Nähe zu den sogenannten schizoaffektiven Psychosen
aufweise, bei denen eine signifikant günstigere Langzeitprognose als bei den übrigen
Schizophrenien festzustellen sei. Im Ergebnis müsse die Langzeitprognose für den Kläger
jedoch ungünstig ausfallen. Er zeige zwar eine gewisse Krankheitseinsicht, indem er
eingestehe, unter einer Psychose zu leiden. Andererseits beteilige er sich in keiner Weise
an seiner Behandlung im ; es sei bisher lediglich seine
medikamentöse Ruhigstellung gelungen. Die Allgemeingefährlichkeit des Klägers lasse
sich auch nicht aus dem Gesichtspunkt verneinen, dass sich die Anlasstat nur gegen eine
bestimmte Person - seine Ehefrau - gerichtet habe. Es handle sich nämlich gerade nicht
um eine reine Affekttat, die Tat sei vielmehr wahnhaft motiviert gewesen. Der Kläger habe
in der Vergangenheit Veränderungen an sich wahrgenommen und sie auf die Annahme
zurückgeführt, seine Frau habe ihn verhext. Der - vom Strafgericht
beauftragte - Sachverständige habe nachvollziehbar ausgeführt, dass der Kläger im
Rahmen eines - bei einer jetzigen Entlassung aus der stationären Behandlung sehr
wahrscheinlichen - neuen Krankheitsschubes eine andere Bezugsperson für die
Veränderungen an seiner Person verantwortlich machen werde und sich seine
Aggressionen im folgenden dann gegen diese Person richten würden. In 85 bis 90
Prozent handle es sich bei diesen Personen um engste Familienangehörige, so dass vor
allem die Familie des Klägers in Italien und seine Kinder in Frankreich in Betracht kämen.
Für die zu treffende Prognose stelle es sich weiter als ungünstig dar, dass der Kläger
seinen Wahn nicht als für ihn lebensbedrohlich empfunden habe. Unter diesem
Gesichtpunkt komme den in ihrer Wucht mit Vernichtungswillen geführten Stichen in den



Halsbereich der Verletzten für die Bewertung der künftigen Allgemeingefährlichkeit des
Klägers eine signifikante Bedeutung zu. Der Kläger habe sich durch die Tötung seiner
Ehefrau nicht einer in seinem Wahn als lebensbedrohlich eingestuften Situation erwehren,
sondern vor allem seiner Ehefrau die Kränkung heimzahlen wollen, die sie ihm durch
wahnhaft angenommene Intimverhältnisse zu anderen Männern zugefügt habe. Eine
kritische Auseinandersetzung des Klägers mit seiner Tat sei nur eingeschränkt
festzustellen.

Nach Anhörung wies das Regierungspräsidium Freiburg den Kläger mit Verfügung vom
7.3.2002 - unter Anordnung der sofortigen Vollziehung - aus dem Bundesgebiet aus und
drohte seine Abschiebung nach Italien an, die nicht vor einem Monat nach Bekanntgabe
der Verfügung erfolgen dürfe; zugleich wurde die Abschiebung aus dem psychiatrischen
Krankenhaus angeordnet. Diese Verfügung wurde im Wesentlichen damit begründet, es
lägen die Voraussetzungen für eine Ausweisung nach §§ 45, 46 Nr. 2 AuslG vor. Da der
Kläger eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis-EG besitze, sei er den in § 48 Abs. 1 AuslG
genannten Personen gleichgestellt. Sein Fehlverhalten stelle jedoch einen
schwerwiegenden Ausweisungsgrund in dem dafür erforderlichen Sinne dar. Die
Ausübung des Ermessens führe in seinem Fall zu dem Ergebnis, dass das öffentliche
Interesse an seiner Ausweisung und Entfernung aus dem Bundesgebiet sein persönliches
Interesse an einem weiteren Verbleib oder einer erneuten Einreise als Tourist überwiege.
Der in § 2 Abs. 2 AuslG geregelte Vorrang des Europäischen Gemeinschaftsrechts und
das Aufenthaltsgesetz/EWG stünden der Ausweisung des Klägers nicht entgegen. 

Der vom Kläger gegen diese Verfügung erhobenen Klage hat das Verwaltungsgericht
Freiburg mit Urteil vom 16.1.2004 stattgegeben und die Verfügung vom 7.3.2002
aufgehoben. Zur Begründung hat das Gericht im Wesentlichen ausgeführt: Die Verfügung
sei rechtswidrig und verletze den Kläger in seinen Rechten. Zwar seien die
Voraussetzungen des § 45 Abs. 1 AuslG erfüllt, da vom Kläger mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit die Gefahr ausgehe, dass er krankheitsbedingt erneut in einem
erheblichen Maße gegenüber Dritten gewalttätig werde. Die vom Kläger ausgehende
Gefahr für die öffentliche Sicherheit werde nicht dadurch ausgeschlossen, dass er auf
Grund des Urteils des Landgerichts  in einem psychiatrischen
Krankenhaus untergebracht wurde, da diese freiheitsentziehende Maßregel der
Besserung und Sicherung die Möglichkeiten der Ordnungsbehörden nicht verdränge, den
Betroffenen auszuweisen und somit die der Unterbringung zugrunde liegende Gefahr für
die Allgemeinheit sowie die Verantwortlichkeit für deren Bekämpfung in den Heimatstaat
des Ausländers zu verlagern. Allerdings stehe der Ermessensentscheidung der
Ausländerbehörde über die Ausweisung des Klägers die Regelung des Art. 4 der
Richtlinie 64/221/EWG entgegen. Die beim Kläger gegebene endogene Psychose sei eine
Krankheit, die im Anhang  B der Richtlinie  aufgeführt sei. Diese Krankheit könne seine
Ausweisung nicht mehr rechtfertigen, da sie lange nach der ersten Erteilung der
Aufenthaltserlaubnis-EG an den Kläger aufgetreten sei. Dies schließe auch aus, ihn
wegen der krankheitsbedingten Gefahr wahngesteuerter aggressiver Verhaltensweisen
gegenüber Dritten auszuweisen. Denn den in Anhang B der Richtlinie 64/221/EWG
genannten Krankheiten sei es immanent, dass sie die öffentliche Ordnung und Sicherheit
nicht durch ihr bloßes Auftreten gefährden, sondern immer nur durch ein
krankheitsbedingtes weiteres Verhalten des Betroffenen. Eine Ausweisung nach Art. 4
Abs. 2 RL 64/221/EWG sei zumindest in all den Fällen ausgeschlossen, in denen die vom
Unionsbürger ausgehenden Gefahren ausschließlich auf seine Krankheit zurückgeführt
werden können, weil die Handlungen - wie im Fall des Klägers - in einem solchen Maße
durch die psychische Krankheit bedingt seien, dass es sogar an einer strafrechtlichen
Verantwortlichkeit für diese mangle. Die Regelung des Art. 4 Abs. 2 RL 64/221/EWG sei
auch unmittelbar zugunsten des Klägers anwendbar, da es an der notwendigen
fristgerechten und vollständigen Umsetzung der Regelung in das nationale Ausländerrecht



fehle. Es werde offen gelassen, ob die Ausweisung des Klägers auch in formeller Hinsicht
wegen des Verstoßes gegen Art. 9 Abs. 1 der RL 64/221/EWG rechtswidrig sei. Gerade
der Fall des Klägers zeige, dass der Ausländerbehörde noch ein erheblicher
Ermessensspielraum eingeräumt gewesen sei, der im Rahmen der
verwaltungsgerichtlichen Kontrolle nicht vollständig überprüft werden könne. Da sich die
Ausweisungsentscheidung als rechtswidrig darstelle, seien auch die
Abschiebungsandrohung und die Abschiebungsanordnung aufzuheben.

Das Verwaltungsgericht - durch den Berichterstatter - hat in diesem Urteil die Berufung
gemäß § 124a Abs. 1 Satz 1, § 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO zugelassen. Die Frage nach der
Ausschlusswirkung des Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 64/221/EWG bei krankheitsbedingten
Gefahren für die öffentliche Ordnung und Sicherheit habe grundsätzliche Bedeutung. 

Gegen dieses Urteil, das ihm am 22.1.2004 zugestellt worden ist, hat der Beklagte am
17.2.2004 Berufung eingelegt und mit Schriftsatz vom 12.3.2004, eingegangen am
16.3.2004, eine Begründung dazu vorgelegt. 

Der Beklagte trägt vor, die dem Urteil des Verwaltungsgerichts zugrunde liegende
Rechtsauffassung sei unzutreffend. Aus den Bestimmungen von Art. 4 Abs. 2 der RL
64/221/EWG, die mit § 12 Abs. 6 Satz 2 AufenthG/EWG in deutsches Recht umgesetzt
worden seien, ergebe sich, dass die dort aufgeführten Krankheiten nicht mehr zur
Grundlage einer auf Entfernung aus dem Bundesgebiet gerichteten ausländerrechtlichen
Maßnahme gemacht werden könnten, wenn sie erst aufträten, nachdem der Ausländer
die Erlaubnis für seinen Aufenthalt erhalten habe. Die Bestimmungen von Art. 4 Abs. 2
der RL 64/221/EWG und von § 12 Abs. 6 Satz 2 AufenthG/EWG schlössen jedoch nicht
aus, dass Personen, die an den dort genannten Krankheiten leiden, aus anderen Gründen
ausgewiesen werden könnten. Der Kläger sei nicht deshalb ausgewiesen worden, weil er
an einer Psychose leide, sondern weil er einen versuchten Totschlag in Tateinheit mit
einer schweren Körperverletzung begangen habe und die konkrete Gefahr bestehe, dass
er auch in Zukunft Gewalttaten begehen werde.
Der Beklagte beantragt, 

das Urteil des Verwaltungsgerichts Freiburg vom 16.1.2004 - 1 K 560/02 - zu ändern und
die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Berufung zurückzuweisen. 

Der Kläger verweist auf die Gründe des angefochtenen Urteils und trägt ergänzend vor:
Das bloße Leiden an einer Krankheit allein könne niemals die öffentliche Sicherheit und
Ordnung in einer Weise gefährden, die eine Ausweisung rechtfertige. Art. 4 der Richtlinie
betreffe nur die Fälle, in denen die vom Ausländer ausgehenden Gefahren für die
öffentliche Sicherheit und Ordnung unmittelbar auf seine Krankheit zurückgeführt werden
könnten. Dies sei hier eindeutig der Fall. 

Wegen der weiteen Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der
gewechselten Schriftsätze sowie der dem Senat vorliegenden Behörden- und
Gerichtsakten Bezug genommen, die Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen
sind. 

Entscheidungsgründe



Die vom Beklagten eingelegte Berufung, die vom Verwaltungsgericht - durch den
Berichterstatter (§ 87a Abs. 2 und 3 VwGO) - zugelassen wurde, ist statthaft und auch
sonst zulässig. Die Voraussetzungen des § 124 a Abs. 2 und 3 VwGO sind erfüllt.

Die Berufung des Beklagten ist auch begründet. Entgegen der Ansicht des
Verwaltungsgerichts ist die angefochtene Ausweisungsverfügung rechtmäßig und verletzt
den Kläger nicht in seinen Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). 

Die Ausweisung des Klägers erweist sich bei der - gleichsam auf einer ersten Stufe
vorzunehmenden - rechtlichen Beurteilung nach nationalem deutschem Ausländerrecht
als rechtmäßig (dazu unter I.) und ist auch nach der - gleichsam auf einer zweiten Stufe
vorzunehmenden - Prüfung der Vereinbarkeit dieser aufenthaltsbeendenden Maßnahme
mit hier zu beachtendem Europäischem Gemeinschaftsrecht rechtlich nicht zu
beanstanden (dazu unter II.)

I. Für die rechtliche Beurteilung des Begehrens des Klägers auf Aufhebung einer
Ausweisungsverfügung, die nach nationalem deutschem Ausländerrecht als rechtliche
Folge sowohl die Beendigung der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts - durch Erlöschen einer
Aufenthaltsgenehmigung und das Entstehen der Ausreisepflicht (vgl. §§ 44 Abs. 1 Nr. 1,
42 Abs. 1, 72 Abs. 2 Satz 1 AuslG) - herbeiführt  als auch ein Wiedereinreiseverbot
enthält (§ 8 Abs. 2 Satz 1 AuslG), das auch gegenüber freizügigkeitsberechtigten
Unionsbürgern gilt (vgl. BVerwG, Urteil vom 7.12.1999 - 1 C 13.99 -, BVerwGE 110, 140 =
NVwZ 2000, 688 = InfAuslR 2000, 176 = VBlBW 2000, 273), ist eine rechtliche
Beurteilung gleichsam auf zwei Stufen vorzunehmen (sog. “Zwei-Stufen-Modell”, vgl.
Alber/Schneider, DÖV 2004, 313, 315; dazu auch VGH Bad.-Württ., Urteile vom
17.4.2002 - 11 S 1823/01 -, InfAuslR 2002, 375 = EZAR 034 Nr. 13, und vom
28.11.2002 - 11 S 1270/02 - EZAR 034 Nr. 14). Dabei ist es zunächst ausschließlich –
und unabhängig vom Europäischen Gemeinschaftsrecht – die Aufgabe der deutschen
Gerichte, nach der hier geltenden (nationalen) Rechtsordnung die behördliche
Eingriffsmaßnahme der Ausweisung auf ihre Rechtmäßigkeit nach deutschem Recht zu
überprüfen und damit über den Rechtsschutz nach innerstaatlichem deutschem Recht zu
entscheiden. Denn es unterliegt nicht der Prüfung durch den Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften (EuGH), über die Auslegung und Anwendung nationaler
Vorschriften zu entscheiden (vgl. dazu u.a. EuGH, Urteil vom 29.4.2004 in den
verbundenen Rechtssachen C-482/01 und C-493/01 <Orfanopoulos und Oliveri ./.
Deutschland>, RdNr. 42). Nur für den Fall, dass im Rahmen einer Überprüfung nach
deutschem Recht dem Begehren des Unionsbürgers nicht bereits entsprochen werden
kann, muss eine Prüfung unter Beachtung der Regelungen des Gemeinschaftsrechts
erfolgen, wobei zu prüfen ist, ob insoweit der Vorrang des Gemeinschaftsrechts eine
andere rechtliche Beurteilung gebietet. Die europarechtliche Prüfung hat selbständig und
unabhängig von der Systematik und den Vorgaben der nationalen Prüfungsebene (etwa:
Ist-, Regel- oder Ermessensausweisung) zu erfolgen. Diese differenzierte Beurteilung auf
zwei Stufen ist im Fall eines freizügigkeitsberechtigten Unionsbürgers - wie hier des
Klägers - angezeigt. Die Ausweisung regelt zwar nach dem differenzierten
Regelungssystem des deutschen Ausländerrechts für sich genommen (noch) nicht
unmittelbar eine zwangsweise Beendigung des Aufenthalts des davon betroffenen
Ausländers. Vielmehr führt erst die Abschiebung (§ 49 AuslG), die unabhängig von der
Ausweisung geregelt ist und der Vollstreckung der - durch die Ausweisung
entstandenen - Ausreisepflicht dient, zur Entfernung des Ausländers aus dem deutschen
Hoheitsgebiet. Unter Beachtung des Regelungszusammenhangs der insoweit
maßgebenden Bestimmungen des deutschen Ausländerrechts ist jedoch davon
auszugehen, dass bereits die Ausweisung unmittelbare Auswirkungen auf die Ausübung
des aus der Freizügigkeit folgenden Rechts auf freie und ungehinderte Einreise und



dementsprechenden Aufenthalt eines freizügigkeitsberechtigten Unionsbürgers hat. 

Im Fall des Klägers ist - nach deutschem Recht - das Regierungspräsidium Freiburg als
zuständige Ausländerbehörde (§ 7 Abs. 1 AAZuVO) zu Recht davon ausgegangen, dass
die §§ 45, 46 Nr. 2 AuslG als erforderliche gesetzliche Grundlagen für die Ausweisung
den Erlass dieser Maßnahme nach Ermessen ermöglicht haben. Zu dem für die
gerichtliche Beurteilung insoweit maßgeblichen Zeitpunkt des Abschlusses des
ausländerbehördlichen Verfahrens (s. dazu im Folgenden unter 1.) waren die
tatbestandlichen Voraussetzungen für diese Eingriffsmaßnahme (s. dazu im Folgenden
unter 2.) gegeben, und die Behörde hat sowohl beachtet, dass dem Kläger ein besonderer
Schutz vor einer Ausweisung zukommt (s. dazu im Folgenden unter 3.), als auch das ihr
eröffnete Ermessen in rechtlich nicht zu beanstandender Weise ausgeübt (s. dazu im
Folgenden unter 4.).

1. Für die rechtliche Beurteilung einer Ausweisungsverfügung ist nach innerstaatlichem
deutschem Recht grundsätzlich die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der letzten
Behördenentscheidung maßgebend (vgl. z.B. BVerwG, Beschlüsse vom 17.11.1994 - 1 B
224.94 -, InfAuslR 1995, 150; vom 17.1.1996 - 1 B 3.96 -, InfAuslR 1996, 137; vom
27.6.1997 - 1 B 132.97 - ; vom 23.5.2001 - 1 B 125.00 -, NVwZ 2001, 1288, vom
18.9.2001 - 1 C 17.00 -, NVwZ 2002, 339, und vom 8.1.2003 - 1 B 253.02 -; Urteile vom
19.11.1996 - 1 C 6.95 -, BVerwGE 102, 249, und - 1 C 25.94 -, InfAuslR 1997, 152; vom
28.1.1997 - 1 C 17.94 -, InfAuslR 1997, 296 und vom 7.12.1999 - 1 C 13.99 -, BVerwGE
110, 140; sowie VGH Bad.-Württ., Urteile vom 4.12.1996  -  11 S 2511/96 -,  vom
28.7.1999 - 11 S 2387/98 -, vom 19.4.2000 - 11 S. 1387/99 -, VBlBW 2001, 25, vom
28.11.2002 - 11 S 1270/02 - und vom 27.1.2004 -10 S 1610/03 -). Dies gilt unabhängig
davon, dass die Gerichte Erkenntnismittel auswerten dürfen, die nach Erlass des letzten
Behördenbescheides entstanden sind, wenn ihnen Anhaltspunkte für die Richtigkeit oder
auch für die Unrichtigkeit der im Zeitpunkt dieser Entscheidung getroffenen Einschätzung
entnommen werden können (vgl. z.B. BVerwG, Urteil vom 19.11.1996 - 1 C 25.94 -,
InfAuslR 1997, 152; Be-schlüsse vom 5.5.1997 - 1 B 129.96 -, AuAS 1997, 218; vom
27.6.1997 - 1 B 132.97 - und vom 23.5.2001 - 1 B 125.00 -, NVwZ 2001, 1288). 

2. Als Maßnahme, die in den Rechtskreis des betroffenen Ausländers belastend eingreift,
bedarf die Ausweisung nach geltendem deutschem Recht - unter Beachtung des
Grundsatzes des Vorbehalts des Gesetzes, der im Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3
GG) seine Grundlage hat - einer gesetzlichen Grundlage. Die insoweit erforderlichen
gesetzlichen Grundlagen für eine Ausweisung sind in den §§ 45 ff AuslG in
verfassungsrechtlich unbedenklicher Weise geregelt und im Geltungsbereich des
Grundgesetzes von den Behörden und Gerichten auch in Bezug auf
freizügigkeitsberechtigte Unionsbürger zu beachten, da es im Recht der Europäischen
Gemeinschaften keine Rechtsgrundlage für den Erlass einer Ausweisung gibt (vgl. dazu
VGH Bad.-Württ.,  Urteil vom 17.4.2002 - 11 S 1823/01 -, InfAuslR 2002, 375 = EZAR 034
Nr. 13). Die Ausweisung - als eine ausschließlich im nationalen Recht angelegte
Maßnahme - muss vielmehr nur in Bezug auf die damit eintretende Beschränkung des
aus der Freizügigkeit folgenden Aufenthaltsrechts den Anforderungen des Europäischen
Gemeinschaftsrechts entsprechen (s. dazu unter II.). Dementsprechend regelt auch
das - derzeit noch geltende - (deutsche) Gesetz über Einreise und Aufenthalt von
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
(Aufenthaltsgesetz/EWG - AufenthG/EWG - in der Fassung der Bekanntmachung vom
31.1.1980, BGBl. I S. 116 - mit Änderungen -), durch das die Richtlinie 64/221/EWG des
Rates vom 25. Februar 1964 zur Koordinierung der Sondervorschriften für die Einreise
und den Aufenthalt von Ausländern, soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung,
Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind (ABl. 1964 S. 850 - im Folgenden: RL
64/221/EWG), in geltendes deutsches Recht umgesetzt worden ist, keine



tatbestandlichen Voraussetzungen für den Erlass einer Ausweisungsverfügung gegen
Personen, die unter dieses Gesetz fallen, sondern setzt die Möglichkeit des rechtmäßigen
Erlasses einer solchen Verfügung nach deutschem Recht voraus und regelt (nur) die - aus
dem Europäischen Gemeinschaftsrecht folgenden - Voraussetzungen für die
Einschränkung der Freizügigkeit. 

Im Fall des Klägers wurde die Ausweisung nach nationalem Recht zutreffend auf der
rechtlichen Grundlage der §§ 45, 46 Nr. 2 AuslG verfügt.

§ 45 Abs. 1 AuslG - als die Grundnorm für alle Formen der Ausweisung - regelt, dass ein
Ausländer ausgewiesen werden kann, wenn sein Aufenthalt die öffentliche Sicherheit und
Ordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschland
beeinträchtigt. Gemäß § 46 Nr. 2 AuslG kann ein Ausländer nach § 45 Abs. 1 AuslG
insbesondere ausgewiesen werden, wenn er - soweit hier maßgeblich - einen nicht nur
vereinzelten oder geringfügigen Verstoß gegen Rechtsvorschriften begangen hat. Diese
tatbestandliche Voraussetzung hat der Kläger erfüllt, da er durch seine Tat (versuchter
Totschlag in Tateinheit mit schwerer Körperverletzung) einen schweren Verstoß gegen
Rechtsvorschriften begangen und dadurch die öffentliche Sicherheit und Ordnung in
hohem Maße beeinträchtigt hat. Es kommt für die Erfüllung dieser
Tatbestandsvoraussetzungen nicht darauf an, dass der Kläger wegen dieser Tat
strafrechtlich mangels Schuldfähigkeit nicht bestraft wurde. Denn die Ausweisung ist keine
(weitere) Strafe, sondern ausschließlich eine ordnungsrechtliche Maßnahme, die der
Abwehr und Bekämpfung von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dient.

Zum Zeitpunkt des Eintritts der Wirksamkeit der angefochtenen Verfügung - durch ihre
Bekanntgabe an den Kläger am 11.3.2002 - bestanden keine rechtserheblichen
Bedenken gegen die Annahme, dass vom Kläger Gefahren für die Allgemeinheit
ausgingen, die ein ausländerrechtliches Einschreiten geboten haben. Wie sich aus den
Feststellungen des Landgerichts Waldshut-Tiengen im Urteil vom 20.9.2001 ergibt, mit
dem die Maßregel der Unterbringung des Klägers in einem psychiatrischen Krankenhaus
angeordnet wurde, war der Kläger als für die Allgemeinheit gefährlich (im Sinne des § 63
StGB) anzusehen. Es bestanden insoweit in seinem Fall keine rechtserheblichen
Unterschiede in der Beurteilung der Sachlage in Bezug auf die durch das Strafgericht als
freiheitsentziehende Maßregel angeordnete Unterbringung in einem psychiatrischen
Krankenhaus (§ 63 StGB) und in Bezug auf die durch die Ausländerbehörde
verfügte - nach Voraussetzungen und Rechtsfolgen grundsätzlich unterschiedlich zu
beurteilende - ordnungsrechtliche Maßnahme der Ausweisung. Die vom Kläger
ausgehenden Gefahren waren - und sind - auch nicht etwa wegen seiner Unterbringung
entfallen, zumal da mit dieser Maßregel kein auf Dauer angelegter stationärer Aufenthalt
unter medizinischer Überwachung verbunden ist (vgl. dazu auch § 67e StGB) und die
unter ordnungsrechtlichen Gesichtspunkten zu treffende Prognose auch den Fall der
Beendigung der Unterbringung berücksichtigen muss. Insoweit ist die Situation mit der
tatsächlichen Lage im Fall der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe vergleichbar. Wie sich
im Übrigen aus der - vom Kläger in der mündlichen Verhandlung des Senats
vorgelegten - Stellungnahme vom , in dem der
Kläger untergebracht ist, ergibt, halten es die ihn behandelnden Ärzte ersichtlich wegen
der von ihm noch immer ausgehenden Gefahren für erforderlich, dass er im
Maßregelvollzug verbleibt, bis ein - bisher aus ärztlicher Sicht (noch) nicht
gewährleisteter - sozialer  Empfangsraum für ihn vorhanden ist.

3. Die Ausländerbehörde hat auch zu Recht berücksichtigt, dass dem Kläger nach
nationalem deutschem Recht ein besonderer Ausweisungsschutz nach § 12 Abs. 1 Satz 2
AufenthG/EWG zugute kommt, da ihm eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis-EG erteilt
wurde. Dieser Ausweisungsschutz entspricht inhaltlich der Schutznorm des § 48 Abs. 1





II. Entgegen der Ansicht des Verwaltungsgerichts erweist sich die Ausweisung des
Klägers auch als vereinbar mit Europäischem Gemeinschaftsrecht.

1. Der Kläger besitzt als italienischer Staatsangehöriger die Unionsbürgerschaft und hat
daher die im Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (in der konsolidierten
Fassung durch den Vertrag von Amsterdam - im Folgenden: EG) vorgesehenen Rechte
und Pflichten (Art. 17 EG). Dementsprechend hat er das Recht, sich im Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten vorbehaltlich der in diesem Vertrag und in den Durchführungsvorschriften
vorgesehenen Beschränkungen und Bedingungen aufzuhalten (Art. 18 Abs. 1 EG). Als
(Wander-)Arbeitnehmer steht ihm zudem Freizügigkeit nach Art. 39 Abs. 1 EG zu, die ihm
ein Aufenthaltsrecht vorbehaltlich der aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit
und Gesundheit gerechtfertigten Beschränkungen gibt (vgl. Art. 39 Abs. 3 EG). Seine
Rechtsstellung zur Inanspruchnahme der Arbeitnehmerfreizügigkeit hat der Kläger bereits
durch den Besitz einer gültigen Aufenthaltserlaubnis-EG nachgewiesen (vgl. BVerwG,
Beschluss vom 23.5.2001 - 1 B 125.00 -, NVwZ 2001, 1288 = InfAuslR 2001, 312).
Anhaltspunkte dafür, dass diese Arbeitnehmer-Freizügigkeit durch endgültiges
Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt erloschen wäre, sind nicht ersichtlich.

2. Die im vorliegenden Fall zu beachtenden Beschränkungen der Freizügigkeit und des
daraus folgenden Aufenthaltsrechts ergeben sich unter Berücksichtigung der in der hier
maßgeblichen Durchführungsvorschrift (RL 64/221/EWG) vorgegebenen Schranken.
Dabei ist davon auszugehen, dass eine Richtlinie grundsätzlich (nur) für jeden
Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich
ist, jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel überlässt (vgl.
Art. 249 Abs. 3 EG). Daher wird den Mitgliedstaaten ein Ermessensspielraum zur
Umsetzung eröffnet; der Einzelne kann sich grundsätzlich nicht unmittelbar auf die
Regelungen einer Richtlinie berufen. Lediglich ausnahmsweise ist eine unmittelbare
Wirkung von Richtlinien dann anerkannt, wenn die Bestimmungen einer Richtlinie, die
inhaltlich unbedingt und hinreichend genau sind, nicht fristgemäß oder inhaltlich nicht
ordnungsgemäß umgesetzt wurden (vgl. dazu Nettesheim in Grabitz/Hilf, Das Recht der
Europäischen Union, Komm. zu Art. 249 EG, RdNr. 155 ff mit Nachweisen aus der
Rechtsprechung). 

3. Die Ausweisung des Klägers ist als eine Beschränkung seiner Freizügigkeit aus
Gründen der öffentlichen Ordnung (im Sinne von Art. 39 Abs. 3 EG) gerechtfertigt.

a) Im Fall des Klägers ist die Einschränkung seiner Freizügigkeit und seines daraus
folgenden Aufenthaltsrechts durch die Ausweisung nicht unmittelbar an den - die
Vorbehalte des Art. 39 Abs. 3 EG konkretisierenden - Bestimmungen der RL 64/221/EWG
zu messen, sondern vorrangig nach den Regelungen in § 12 AufenthG/EWG zu
beurteilen, die inhaltlich mit den Vorgaben der RL 64/221/EWG in Einklang stehen. Mit
der gesetzlichen Vorschrift des § 12 AufenthG/EWG wurde die RL 64/221/EWG, soweit
sie im vorliegenden Fall maßgeblich ist, ordnungsgemäß in deutsches Recht umgesetzt. 

b) Die Ausweisung des Klägers, dem in Deutschland als Arbeitnehmer Freizügigkeit
gewährt wird (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG/EWG), ist unter Beachtung der rechtlichen
Anforderungen des § 12 Abs. 1 Satz 1 AufenthG/EWG aus Gründen der öffentlichen
Ordnung rechtmäßig verfügt worden. Insoweit ist zu beachten, dass die durch die
Ausweisung eintretende Beschränkung der Freizügigkeit und des Aufenthaltsrechts als
Ausnahme von dieser gemeinschaftsrechtlichen Freiheit eng auszulegen und - unter
Beachtung der Vorgaben aus dem Europäischen Gemeinschaftsrecht - nur dann
gerechtfertigt ist, wenn sie ausschließlich auf das persönliche Verhalten des Betroffenen
gestützt ist und eine tatsächliche und hinreichend schwere Gefährdung vorliegt, die ein



Grundinteresse der Gesellschaft berührt (vgl. u.a. EuGH, Urteile vom 27.10.1977 - Rs.
30/77 - <Bouchereau>, Slg. 1977, 1999, und vom 29.4.2004 - verb. Rs. C-482/01 und C-
493/01 <Orfanopoulos und Oliveri>).  Diese Voraussetzungen sind im Fall des Klägers
erfüllt. Die Beschränkung seiner Freizügigkeit erfolgt ausschließlich auf Grund seines
eigenen Verhaltens, mit dem er in äußerst schwer wiegender Weise ein Grundinteresse
der Gesellschaft verletzt hat, indem er einen anderen Menschen durch mehrere
Messerstiche töten wollte und ihm dabei schwerste Verletzungen zugefügt hat, die das
Opfer seiner Tat  lebenslang in schwerster Weise behindern werden. Auch im Bereich des
Europäischen Gemeinschaftsrechts kommt es im Zusammenhang mit einer Beendigung
des Aufenthalts eines freizügigkeitsberechtigten Unionsbürgers aus Gründen der
öffentlichen Ordnung nicht darauf an, ob er strafrechtlich wegen seines Verhaltens zur
Rechenschaft gezogen werden kann oder ob wegen Schuldunfähigkeit eine Bestrafung
nicht erfolgen kann. Denn insoweit ist - wie im innerstaatlichen deutschen Recht - der
Eingriff zur Abwehr von Gefahren gerechtfertigt, die von dem Betroffenen ausgehen.
Diesen Anforderungen entspricht die Ausweisung des Klägers. In seinem Fall besteht
auch eine hohe Gefahr der erneuten Begehung entsprechender Taten, da - wie in dem
gerichtlichen Verfahren festgestellt wurde, in dem seine Einweisung in ein psychiatrisches
Krankenhaus erfolgte - keine günstige Langzeitprognose möglich ist, der Kläger sich in
keiner Weise an seiner Behandlung beteiligt und von ihm auch künftig eine
Allgemeingefährlichkeit - insbesondere für jeweilige Bezugspersonen - ausgeht.

c) Es ist auch nichts dafür ersichtlich, dass etwa zum Zeitpunkt der vorliegenden
Entscheidung des Senats eine Änderung in der Beurteilung der Gefährlichkeit des Klägers
eingetreten wäre. Zwar kann davon ausgegangen werden, dass in Anbetracht der Zeit
zwischen dem Eintritt der Wirksamkeit der Ausweisung (11.3.2002) und dem Zeitpunkt der
heutigen Entscheidung des Senats (21.7.2004) ein “längerer Zeitraum” (im Sinne des
Entscheidungssatzes Nr. 3 des Urteils des EuGH vom 29.4.2004, a.a.O.) vergangen ist
und daher eine nachträgliche Veränderung der Sachlage zu berücksichtigen wäre, die
nach der letzten Behördenentscheidung - zu Gunsten wie zu Lasten des
Klägers - eingetreten wäre. Dies kann zu einer Änderung des maßgeblichen
Beurteilungszeitpunkts aus Gründen des Europäischen Gemeinschaftsrechts führen (vgl.
EuGH, Urteil vom 29.4.2004, a.a.O.). Ob einer nachträglichen, für den ausgewiesenen
Ausländer günstigen Veränderung der Sachlage dadurch Rechnung getragen wird, dass
die Ausweisung ab dem Zeitpunkt des Wegfalls oder der nicht unerheblichen
Verminderung der europarechtlich erforderlichen Gefährdungslage aufgehoben oder
aber - gemäß dem System des nationalen deutschen Ausländerrechts - auf diesen
Zeitpunkt (gegebenenfalls auch rückwirkend) nach § 8 Abs. 2 Satz 3 AuslG befristet wird,
bedarf hier keiner Entscheidung. Denn im Fall des Klägers ist nichts dafür ersichtlich, dass
etwa zwischenzeitlich ein Wegfall oder eine nicht unerhebliche Verminderung der
gegenwärtigen Gefahr eingetreten ist. Insoweit ergibt sich vielmehr aus
der - genannten - Stellungnahme vom 13.7.2004 des psychiatrischen Krankenhauses, in
dem der Kläger noch immer untergebracht ist, dass er nach wie vor gefährlich ist.

4. Entgegen der Ansicht des Verwaltungsgerichts erweist sich die Ausweisung des
Klägers auch nicht etwa deshalb als rechtswidrig, weil sie mit Art. 4 der RL 64/221/EWG
nicht vereinbar wäre.

a) Das Verwaltungsgericht hat ausgeführt, die Regelung des Art. 4 Abs. 2 RL
64/221/EWG sei unmittelbar zugunsten des Klägers anwendbar, da es - jedenfalls im
konkreten Fall des Klägers - an der notwendigen fristgerechten und vollständigen
Umsetzung der Regelung in das nationale Ausländerrecht fehle. Die deutsche Regelung
entspreche nicht der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmung des Art. 4 RL 64/221/EWG.
Im deutschen Recht sei die Möglichkeit einer aufenthaltsbeschränkenden Regelung bei
Vorliegen der in § 12 Abs. 6 Satz 1 AufenthG/EWG genannten Krankheiten “zum Schutz



der öffentlichen Gesundheit” eröffnet und die in Satz 2 festgelegte Einschränkung - durch
die Bezugnahme auf Satz 1 - sei auch nur auf Maßnahmen zum Schutz der öffentlichen
Gesundheit bezogen, obwohl die ihr zugrunde liegende Norm des Art. 4 RL 64/221/EWG
bei der Aufzählung der Krankheiten und Gebrechen im Anhang zu der Richtlinie
ausdrücklich zwischen Krankheiten differenziere, die die öffentliche Gesundheit gefährden
und solchen, die die öffentliche Ordnung und Sicherheit gefährden können. Damit
entnimmt das Verwaltungsgericht der Regelung in Art. 4 Abs. 2 RL 64/221/EWG ein
allgemeines Ausweisungsverbot für alle Fälle, in denen Krankheiten nach der Erteilung
der ersten Aufenthaltserlaubnis-EG auftreten und in denen der Kranke über das
“Auftreten” der Krankheit hinaus die öffentliche Ordnung konkret und schwerwiegend
gefährdet. Dies ist nicht gerechtfertigt. Die rechtlichen und praktischen Konsequenzen, die
sich aus dieser Auslegung ergeben würden (z.B. das Verbot der Ausweisung eines
Alkohol- oder Drogenabhängigen - und damit Suchtkranken - ungeachtet von ihm im
Rahmen der Beschaffungskriminalität begangener Straftaten oder eines geisteskranken
Terroristen, falls dem Freizügigkeitsberechtigten bereits eine Aufenthaltserlaubnis-EG
erteilt wurde), sind durch das Europäische Gemeinschaftsrecht nicht geboten.

b) Die Regelungen der Richtlinie 64/221/EWG sind auch in Bezug auf Art. 4 dieser
Richtlinie ordnungsgemäß in deutsches Recht umgesetzt worden und stehen einer
Ausweisung des Klägers nicht entgegen. 

aa) Die Richtlinie, die aus dem Jahr 1964 stammt und an die Mitgliedstaaten gerichtet
war, sieht in Art. 4 die Möglichkeit der Beschränkung der Freizügigkeit und des daraus
folgenden Aufenthaltsrechts aus Gründen der öffentlichen Gesundheit wie folgt vor:

 “(1) Als Krankheiten oder Gebrechen, die eine Verweigerung der Einreise oder der ersten
Aufenthaltserlaubnis rechtfertigen, gelten nur diejenigen, die im Anhang aufeführt sind.
(2) Das Auftreten von Krankheiten oder Gebrechen nach der Erteilung der ersten
Aufenthaltserlaubnis kann die Verweigerung einer Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis
oder die Entfernung aus dem Hoheitsgebiet nicht rechtfertigen.”

Dazu enthält der Anhang folgende Liste der Krankheiten bzw. Krankheitsgruppen, die als
Grund für eine Maßnahme nach Art. 4 Abs. 1 RL 64/221/EWG in Frage kommen:
“A. Krankheiten, welche die öffentliche Gesundheit gefährden können:
1.quarantänepflichtige Krankheiten,...
2.Tuberkulose ....
3.Syphilis;
4.andere ansteckende oder übertragbare parasitäre Krankheiten und Leiden, ...
B. Krankheiten und Gebrechen, welche die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährden
können:
1.Suchtkrankheiten;
2. schwere geistige und seelische Störungen; offensichtliche Psychosen mit
Erregungszuständen, Wahnvorstellungen oder Sinnestäuschungen und mit
Verwirrungszuständen.”

Die (seit 1.1.2001 geänderte) gesetzliche Regelung des § 12 Abs. 6 AufenthG/EWG
entspricht den Vorgaben des Art. 4 der RL 64/221/EWG. Die Bestimmung des § 12 Abs. 6
AufenthG/EWG hat folgenden Wortlaut:
“Zum Schutz der öffentlichen Gesundheit dürfen die in Absatz 1 genannten
Entscheidungen oder Maßnahmen nur getroffen werden, wenn der Ausländer
1.an einer Krankheit im Sinne von § 6 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000
(BGBl. I S. 1045) leidet oder mit einem Krankheitserreger im Sinne von § 7 des
Infektionsschutzgesetzes infiziert ist, oder
2.an Suchtkrankheiten, schweren geistigen oder seelischen Störungen, manifesten



Psychosen mit Erregungszuständen, Wahnvorstellungen oder Sinnestäuschungen mit
Verwirrungszuständen leidet.
Tritt die Krankheit oder das Gebrechen erst nach der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis-
EG auf, so kann dies die Versagung der Verlängerung oder die nachträgliche zeitliche
Beschränkung der Aufenthaltserlaubnis-EG, die Ausweisung oder Abschiebung nicht
begründen.”

bb) Die Regelungen der RL 64/221/EWG konkretisieren die Vorgaben, die - soweit hier
maßgeblich - in Art. 39 Abs. 3 EG als Vorbehalte für die Ausübung der Freizügigkeit der
Arbeitnehmer ausdrücklich aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und
Gesundheit als gerechtfertigt anerkannt werden. Dabei ist danach zu unterscheiden, aus
welchem dieser Gründe die Beschränkung erfolgt. Dementsprechend sind die Gründe der
öffentlichen Ordnung und der öffentlichen Sicherheit von den Gründen der öffentlichen
Gesundheit (d.h. der Volksgesundheit, vgl. dazu auch die Schlussanträge des
Generalanwalts Geelhoed vom 25.5.2004 in der Rs. C-275/02, RdNr. 30) zu
unterscheiden. Dem trägt auch die RL 64/221/EWG Rechnung. Die Regelungen in Art. 4
RL 64/221/EWG lassen erkennen, dass eine Beschränkung der Freizügigkeit eines
Unionsbürgers, die ausschließlich wegen gesundheitlicher Gründe - d.h. wenn eine der
Krankheiten vorliegt, die im Anhang zu der Richtlinie aufgeführt sind (vgl. Art. 4 Abs. 1 RL
64/221/EWG) - erfolgt, nur vor einem Aufenthalt (durch Verweigerung der Einreise) oder
zu Beginn des Aufenthalts in dem Aufnahmemitgliedstaat (durch Verweigerung der ersten
Aufenthaltserlaubnis, über die spätestens innerhalb von 6 Monaten nach Antragstellung
entschieden werden muss, vgl. Art. 5 Abs. 1 Satz 1 der RL 64/221/EWG) als gerechtfertigt
angesehen wird. Damit kommt deutlich zum Ausdruck, dass nicht eine konkrete
Gefahrenlage in gesundheitlicher Hinsicht, sondern - zum einen - eine Belastung des
Gesundheitswesens des Aufnahmemitgliedstaats und - zum anderen - zugleich eine
abstrakte Gefährdung durch eine dieser Krankheiten vermieden werden soll. Dafür spricht
auch der Wortlaut des Anhangs zu der RL 64/221/EWG, da dort die Krankheiten
aufgeführt sind, welche die öffentliche Gesundheit (unter A.) oder die öffentliche Ordnung
oder Sicherheit (unter B.) gefährden können. Insoweit ist auch die (letzte)
Begründungserwägung zur RL 64/221/EWG aufschlussreich; dort heißt es: “Eine
Aufzählung der Krankheiten und Gebrechen, die die öffentliche Gesundheit, Ordnung und
Sicherheit gefährden können, hätte wenig praktischen Wert und wäre kaum erschöpfend,
und es genügt, diese Leiden nach Gruppen zu ordnen”. Auch darin kommt zum Ausdruck,
dass mit der gruppenweisen Aufzählung der Krankheiten für die Mitgliedstaaten lediglich
die - sehr eingeschränkte - Möglichkeit der Beschränkung der Freizügigkeit wegen der
abstrakten Gefährdungen, die durch die aufgeführten Krankheiten eintreten können,
eröffnet werden sollte. 

Aus der Unterscheidung - A. und B. - im Anhang zur RL 64/221/EWG ergibt sich nicht
etwa eine inhaltliche Differenzierung dahingehend, dass bei Vorliegen einer der
Krankheiten oder Gebrechen, “welche die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährden
können”, generell - und ungeachtet des Vorliegens eines sonstigen Grundes, der eine
Beschränkung der Freizügigkeit rechtfertigt - im Blick auf die Regelung in Art. 4 Abs. 2 RL
64/221/EWG nach der Erteilung der ersten Aufenthaltserlaubnis eine Entfernung aus dem
Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats nicht mehr möglich sein soll. Aus dem Sinn
und Zweck sowie dem systematischen Zusammenhang der Regelung mit Art. 3 der RL
64/221/EWG ergibt sich vielmehr, dass eine Beendigung des Aufenthalts nach der
Erteilung der ersten Aufenthaltserlaubnis allein aus Gründen der Gesundheit nicht mehr
möglich ist, dass jedoch eine entsprechende Beschränkung der Freizügigkeit (z.B. durch
eine Ausweisung) aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder der öffentlichen Sicherheit
des Mitgliedstaats durchaus noch gerechtfertigt sein kann. Insoweit ist insbesondere zu
beachten, dass für eine Ausweisung aus Gründen der öffentlichen Ordnung eine
abstrakte Gefährdung nicht ausreicht, sondern eine erhebliche konkrete (gegenwärtige)



Gefahr durch das persönliche Verhalten des Betroffenen vorliegen muss, d.h. eine
tatsächliche und hinreichend schwere Gefährdung, die das Grundinteresse der
Gesellschaft an der Abwehr weiterer von dem Ausländer drohender Gefährdungen
berührt. Dies kommt auch in der (nicht datierten) Mitteilung der Europäischen Kommission
an den Rat und an das Europäische Parlament zu den Sondervorschriften für die Einreise
und den Aufenthalt von Unionsbürgern, soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung,
Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind (dort unter Nr. 3.1.3) zum Ausdruck.
Danach schränkt Art. 4 der RL 64/221/EWG (nur) “die Möglichkeit ein, eine Maßnahme
aus Gründen der öffentlichen Gesundheit zu treffen”.

Für eine solche Auslegung spricht weiter die - bereits am 1.5.2004 in Kraft getretene,
jedoch erst innerhalb von zwei Jahren umzusetzende - Richtlinie 2004/38/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29.4.2004 (ABl. L 158 S. 77), mit der die
Ausübung des Freizügigkeits- und Aufenthaltsrechts erleichtert (vgl. dazu die
Begründungserwägung [4]) und eine genauere Definition der Umstände und
Verfahrensgarantien sichergestellt  werden soll, unter denen Unionsbürgern und ihren
Familienangehörigen die Erlaubnis zur Einreise verweigert werden kann und unter denen
sie ausgewiesen werden können (vgl. dazu die Begründungserwägung [22]). In Art. 29
Abs. 1 dieser Richtlinie wird darauf abgestellt, dass “als Krankheiten, die eine die
Freizügigkeit beschränkende Maßnahme rechtfertigen”, “ausschließlich” Krankheiten “mit
epidemischem Potenzial” und “sonstige übertragbare, durch Infektionserreger oder
Parasiten verursachte Krankheiten” gelten. In Abs. 2 dieser Richtlinie ist geregelt, dass
Krankheiten, die nach Ablauf einer Frist von drei Monaten ab dem Zeitpunkt der Einreise
eintreten, keinen Ausweisungsgrund darstellen. Auch darin kommt zum Ausdruck, dass
eine Beschränkung der Freizügigkeit ausschließlich aus Gründen der öffentlichen
Gesundheit nur in sehr eingeschränktem Maße zulässig sein soll; damit ist aber nichts
darüber gesagt, dass etwa deshalb eine Ausweisung aus Gründen der öffentlichen
Ordnung oder Sicherheit nach Ablauf dieser Frist ausgeschlossen sein soll, wenn durch
ein - krankheitsbedingtes - persönliches Verhalten eine tatsächliche, gegenwärtige und
erhebliche Gefahr eingetreten oder zu erwarten ist, die ein Grundinteresse der
Gesellschaft berührt (vgl. dazu Art. 27 Abs. 2 der genannten Richtlinie).

cc) Das Regierungspräsidium hat die Ausweisung des Klägers ausdrücklich nicht auf
Gründe der Gesundheit, sondern auf Gründe der öffentlichen Ordnung gestützt und dies
in der Begründung der angefochtenen Verfügung zum Ausdruck gebracht (vgl. zur
Bedeutung der Begründung einer Entscheidung über die Beschränkung der Freizügigkeit
auch Art. 6 der RL 64/221/EWG). Diese Gründe rechtfertigen - wie ausgeführt - die
Ausweisung. Insbesondere ist zu beachten, dass das Regierungspräsidium nicht etwa
nach dem ersten Auftreten der Krankheit des Klägers und seiner Einweisung in ein
psychiatrisches Krankenhaus bereits die Beendigung seines Aufenthalts - aus Gründen
der Gesundheit - verfügt hat, sondern erst zu einem Zeitpunkt, zu dem der Kläger ein
erhebliches gefährliches Verhalten gezeigt hat, die Ausweisung aus Gründen der
öffentlichen Ordnung angeordnet hat.

5. Die Ausweisung des Klägers verstößt auch nicht gegen Verfahrensgarantien des
Europäischen Gemeinschaftsrechts.
 
a) Das Verwaltungsgericht hat offen gelassen, ob ein Verstoß gegen Art. 9 Abs. 1 der RL
64/221/EWG deshalb vorliege, weil das Regierungspräsidium die angefochtene
Verfügung erlassen hat und nach innerstaatlichem deutschem Recht - hier: in Baden-
Württemberg - gegen diese Verfügung kein Widerspruchsverfahren stattfindet (vgl. § 6a
[bad.-württ.] AGVwGO), dem Betroffenen vielmehr unmittelbar die Möglichkeit der
Anrufung des Verwaltungsgerichts im Wege der Anfechtungsklage eröffnet ist. Auch unter
Berücksichtigung des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften vom



29.4.2004 (verb. Rs. C-482/01 und C-493/01 <Orfanopoulos und Oliveri>, a.a.O.)
bestehen keine rechtlichen Bedenken dagegen, dass der in Deutschland durch die
Verwaltungsgerichte gewährte Rechtsschutz den Anforderungen dieser Richtlinie genügt. 

b) Zwar hat der EuGH in dem Urteil vom 29.4.2004 (a.a.O.) zur Erfüllung der
Voraussetzungen in Art. 9 Abs. 1 der RL 64/221/EWG - nämlich dass die Rechtsmittel
nicht nur die Gesetzmäßigkeit der Entscheidung betreffen - eine “umfassende materiell-
rechtliche Prüfung” nicht als ausreichend angesehen (RdNr. 109 des Urteils). Vielmehr
verlangt der EuGH hierfür zusätzlich eine erschöpfende Prüfung (bzw. Entscheidung) in
Bezug auf die “Zweckmäßigkeit” der Ausweisung im Hinblick auf die Erfordernisse eines
hinreichend effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes (vgl. RdNr. 110 des Urteils). Um den
Inhalt dieses Begriffs der “Zweckmäßigkeit” zu bestimmen, ist jedoch nicht vom deutschen
Rechtsverständnis dieses Begriffs (etwa im Zusammenhang mit der Zweckmäßigkeits-
Kontrolle im Widerspruchsverfahren, vgl. § 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO) auszugehen, sondern
davon, welcher Bereich außer der “umfassenden materiell-rechtlichen Prüfung” zur
Gewährleistung des (vom EuGH geforderten) “effektiven gerichtlichen Schutzes”
Gegenstand einer gerichtlichen Entscheidung sein muss. Daher ist zunächst zu
untersuchen, was der EuGH unter einer “umfassenden materiell-rechtlichen Prüfung”
versteht. Auch dabei ist nicht vom deutschen Rechtsverständnis auszugehen, sondern –
ausgehend von dem auf einem europäischen Mindestkonsens beruhenden
Begriffsniveau - von der Vorstellung einer zwar vertieften, aber doch auf die
Übereinstimmung mit dem materiellen Gesetz (d.h. der Eingriffsnorm; unter Beachtung
des Grundsatzes des Vorbehalts des Gesetzes) beschränkten Kontrolle, wie sich dies
auch aus der französischen Übersetzung der “umfassenden materiell-rechtlichen Prüfung”
(“vérification approfondie du droit matériel”, RdNr. 109 des Urteils) ersehen lässt. Die
Bedeutung des Begriffs der “Zweckmäßigkeit” in dem hier maßgeblichen Sinne ist
demnach unter Abgrenzung gegenüber diesem Begriffsinhalt der “umfassenden materiell-
rechtlichen Prüfung” aus dem Normgefüge und -verständnis des Europäischen
Gemeinschaftsrechts nach Sinn und Zweck der Regelung in Art. 9 Abs. 1 RL 64/221/EWG
zu bestimmen. Um den effektiven gerichtlichen Rechtsschutz zu gewährleisten, der vom
EuGH - insbesondere zur Garantie des “effet utile” (der praktischen Wirksamkeit) des EG-
Rechts - zu Recht gefordert wird, ist als eine “erschöpfende” (= uneingeschränkte)
Prüfung einer Ausweisung unter dem rechtlichen Gesichtspunkt der “Zweckmäßigkeit” im
gemeinschaftsrechtlichen Sinn eine umfassende inhaltliche (Rechts-) Kontrolle der
Maßnahme in Bezug auf ihre (rechtliche) Übereinstimmung mit dem Zweck der Norm zu
verstehen. Zwar hat der EuGH in dem Urteil vom 29.4.2004 (a.a.O.) insoweit das dafür
maßgebliche Prüfprogramm nicht aufgeführt. Jedoch lässt sich aus den Anforderungen,
die der EuGH im Entscheidungssatz 5 dieses Urteils für die gemeinschaftsrechtliche
Unbedenklichkeit einer Ausweisung aufgeführt hat, ersehen, welche Kriterien für die
Prüfung der “Zweckmäßigkeit” maßgeblich sein sollen. Der EuGH hat an dieser Stelle
entschieden, dass Art. 39 EG und die RL 64/221/EWG der Ausweisung eines
Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats, der wegen bestimmter Delikte zu einer
bestimmten Strafe verurteilt worden ist und der einerseits eine gegenwärtige Gefahr für
die öffentliche Ordnung darstellt und sich andererseits seit vielen Jahren im
Aufnahmemitgliedstaat aufgehalten hat und sich gegenüber dieser Ausweisung auf
Umstände familiärer Art berufen kann, nicht entgegen stehen, sofern die von den
innerstaatlichen Behörden im Einzelfall vorgenommene Beurteilung der Frage, wo der
angemessene Ausgleich zwischen den betroffenen berechtigten Interessen liegt, “unter
Beachtung der allgemeinen Grundsätze des Gemeinschaftsrechts und insbesondere unter
Wahrung der Grundrechte wie desjenigen auf Schutz des Familienlebens erfolgt”. Daraus
ergibt sich, dass im Fall der Ausweisung und anderer aufenthaltsbeendender Maßnahmen
gegenüber einem freizügigkeitsberechtigten Unionsbürger eine strenge rechtliche Prüfung
anhand des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit (in seinen Ausprägungen der
Geeignetheit, der Erforderlichkeit und der Angemessenheit des Ausgleichs zwischen den



betroffenen öffentlichen und privaten Interessen [sog. Mittel-Zweck-Relation]) sowie
anhand der gemeinschaftsrechtlichen Grundrechte stattfinden muss, wobei auf die
Umstände des konkreten Einzelfalls abzustellen ist (zu den einzelnen Kriterien vgl.
insbesondere die Begründung in RdNrn. 95 – 99 des Urteils). Hingegen verlangt der
EuGH nicht, dass eine Ausweisung ausschließlich nach Ermessen erfolgen darf. Dies
folgt auch deutlich aus der französischen Fassung des Urteils. Darin wird der deutsche
Rechtsbegriff der “Zweckmäßigkeit” mit “opportunité” übersetzt (vgl. RdNr. 110), während
in der französischen Rechtssprache Ermessen “pouvoir discrétionnaire” und freies
Ermessen “pouvoir discrétionnaire libre” bedeutet (vgl. Doucet/Fleck, Wörterbuch der
Rechts- und Wirtschaftssprache, 1977, Band 2, S. 130 z. Stichwort
Ermessen/Verwaltungsermessen).

Die demnach vom EuGH geforderte rechtliche Prüfungsdichte ist in Deutschland durch die
Verwaltungsgerichte in vollem Umfang garantiert. Wie der Senat bereits in dem
(rechtskräftigen) Urteil vom 28.11.2002 – 11 S 1270/02 – (EZAR 034 Nr. 14 = VBlBW
2003, 289 [Ls]) ausgeführt hat, unterliegt die erstinstanzliche verwaltungsgerichtliche
Kontrolle einer Ausweisung im jeweiligen Einzelfall keiner prozessualen Beschränkung;
die formelle und materielle Rechtmäßigkeit der Ausweisungsverfügung wird in vollem
Umfang geprüft und der maßgebliche Sachverhalt von Amts wegen aufgeklärt (s. UA S.
31 ff). Alle Umstände, die von rechtlicher Bedeutung für die Ausweisung sind, werden
berücksichtigt und an den rechtlichen Vorgaben - in einer “ersten Stufe” - des nationalen
und - in einer “zweiten Stufe” - des supranationalen Rechts sowie des zwischenstaatlichen
und des Völkerrechts geprüft. Dabei werden die Anforderungen an eine strenge, an den
Grundrechten orientierte Verhältnismäßigkeitskontrolle erfüllt. Diese Kontrolle bezieht
sich - unter Beachtung des im deutschen Recht gewährleisteten subjektiven
Rechtsschutzes - ausschließlich auf den jeweiligen Einzelfall. Ob im nationalen deutschen
Recht eine Ist-, Regel- oder Ermessensausweisung vorliegt, ist für die europarechtliche
Verhältnismäßigkeitsprüfung unerheblich. Eine solche stringente Rechts- und
Verhältnismäßigkeitskontrolle wird den Anforderungen des EuGH an einen effektiven
gerichtlichen Rechtsschutz gerecht; eine weitergehende
“Zweckmäßigkeits”-Entscheidung, bei der etwa außer-rechtliche Gesichtspunkte
berücksichtigt würden, wäre zudem mit den Anforderungen der Art. 8 und 9 Abs. 1 RL
64/221/EWG schwerlich vereinbar. Der Befassung einer - weiteren - “zuständigen Stelle”
bedarf es demnach nicht. 

Diese Auslegung wird schließlich bestätigt durch die Regelungen in Art. 31 Abs. 1 und
Abs. 3 (in Verbindung mit Art. 28) der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 29.4.2004 (ABl. L 158 S. 77), die “Verfahrensgarantien”
regeln und ersichtlich nicht hinter dem Schutzstandard der RL 64/221/EWG zurückbleiben
sollen. In dieser Richtlinie ist die Stellungnahme einer anderen “zuständigen Stelle” nicht
mehr vorgesehen. Nach Art. 31 Abs. 1 dieser Richtlinie müssen die Betroffenen gegen
eine Entscheidung aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit
einen Rechtsbehelf bei einem Gericht und gegebenenfalls bei einer Behörde des
Aufnahmemitgliedstaats einlegen können. Gemäß Art. 31 Abs. 3 dieser Richtlinie sind im
Rechtsbehelfsverfahren die Rechtmäßigkeit der Entscheidung sowie die Tatsachen und
die Umstände, auf denen die Entscheidung beruht, zu überprüfen. Es gewährleistet, dass
die Entscheidung insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse gemäß Artikel 28
(“Schutz vor Ausweisung”) nicht unverhältnismäßig ist. Insoweit ist insbesondere Art. 28
Abs. 1 dieser Richtlinie  von Bedeutung, der einen Beispielskatalog der wichtigsten in
diesem Zusammenhang beachtlichen Beurteilungskriterien enthält. In  Art. 28 Abs. 1 ist
geregelt, dass der Aufnahmemitgliedstaat - bevor er eine Ausweisung aus Gründen der
öffentlichen Ordnung oder Sicherheit verfügt - insbesondere die Dauer des Aufenthalts
des Betroffenen im Hoheitsgebiet, sein Alter, seinen Gesundheitszustand, seine familiäre
und wirtschaftliche Lage, seine soziale und kulturelle Integration im



Aufnahmemitgliedstaat und das Ausmaß seiner Bindungen zum Herkunftsstaat
berücksichtigt. 

Mit der vorliegenden Entscheidung führt der Senat seine Rechtsprechung fort, die er in
dem (rechtskräftigen) Urteil vom 28.11.2002 (a.a.O.) zu den hier maßgeblichen Fragen
eingeleitet hat.

III. Die Abschiebungsandrohung sowie die Anordnung der Abschiebung in der
angefochtenen Verfügung begegnen im Übrigen weder nach nationalem deutschem
Ausländerrecht noch nach Europäischem Gemeinschaftsrecht rechtlichen Bedenken.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 

Die Revision an das Bundesverwaltungsgericht wird wegen grundsätzlicher Bedeutung
der Rechtssache nach § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO zugelassen.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen das Urteil steht den Beteiligten die Revision an das Bundesverwaltungsgericht zu.

Die Revision ist bei dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schubertstraße 11,
68165 Mannheim, oder Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim, innerhalb eines Monats
nach Zustellung dieses Urteils schriftlich einzulegen. Die Revisionsfrist ist auch gewahrt,
wenn die Revision innerhalb der Frist bei dem Bundesverwaltungsgericht eingelegt wird.

Die Revision muss das angefochtene Urteil bezeichnen.

Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils zu begründen.
Die Begründung ist bei dem Bundesverwaltungsgericht, Simsonplatz 1, 04107 Leipzig,
einzureichen.

Die Begründung muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und,
soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen angeben, die den Mangel
ergeben.

Für das Revisionsverfahren besteht Vertretungszwang; dies gilt auch für die Einlegung der
Revision und für die Revisionsbegründung. Danach muss sich jeder Beteiligte, soweit er
einen Antrag stellt, durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer deutschen
Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt als
Bevollmächtigten vertreten lassen. Juristische Personen des öffentlichen Rechts und
Behörden können sich auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum
Richteramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst, Gebietskörperschaften auch durch
Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt der zuständigen
Aufsichtsbehörde oder des jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes des Landes, dem
sie als Mitglied zugehören, vertreten lassen.

Dr. Schaeffer Jakober Dr. Vondung
Beschluss

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 4.000 EUR festgesetzt (§ 13 Abs. 1
Satz 2, § 14 und § 25 Abs. 2 GKG a.F.; vgl. § 71 Abs. 1 und § 72 Nr. 1 GKG in der
Fassung des Kostenrechtsmodernisierungsgesetzes vom 5.5.2004, BGBl. I S. 718).



Dieser Beschluss ist unanfechtbar.

Dr. Schaeffer Jakober Dr. Vondung




